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Zustimmung der Lander zum Abschluss von CETA

Sehr geehrter Herr Kénig,

Sie haben mit Schreiben vom 5. April 2016 den Wissenschaftlichen Dienst gebeten,
folgende Fragen zur Landermitwirkung am Abschluss der Freihandelsabkommen
CETA und TTIP zu beantworten:

1. Darf die Bundesrepublik Deutschland das Freihandelsabkommen CETA nach
Art. 32 GG nur mit Zustimmung aller Lander schlie3en, weil CETA in ausschlief3li-
che Zustandigkeiten der Bundeslander eingreift (vgl. Drucksache 18/2394)?

2. Tritt der Bund dem CETA-Abkommen ohne Zustimmung Schleswig-Holsteins bei,
kann die Landesregierung wegen Verletzung des Art. 32 GG vor dem Bundesver-
fassungsgericht Normenkontrollklage (Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG) gegen das Zu-
stimmungsgesetz erheben?

3. Gelten die Antworten auf die vorstehenden Fragen auch fir das Freihandelsab-
kommen TTIP?

Nach mundlicher Absprache mit dem Vorsitzenden Ihrer Fraktion, Herrn Dr. Breyer,
erfolgt hinsichtlich der Beantwortung von Frage 1 eine inhaltliche Beschrankung auf
drei Sachbereiche, namentlich die in dem Antrag der Fraktion der PIRATEN vom
29.10.2014 als ,zentrale Landeszustandigkeiten aufgefiihrten Kompetenzfelder Kul-
tur, Bildung und Pressewesen (Drs. 18/2394, S. 4). Insoweit werden absprachege-
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mafl zudem die Ergebnisse bereits vorliegender gutachterlicher Stellungnahmen,
namentlich derjenigen von Prof. Dr. Martin Nettesheim,* zugrunde gelegt. Ferner ist
mit Herrn Dr. Breyer abgestimmt worden, dass der Wissenschaftliche Dienst zu Fra-
ge 3 nicht Stellung nehmen kann, weil bislang keine autorisierten endgultigen und
vollstandigen Vertragstexte zum geplanten Freihandelsabkommen TTIP vorliegen, die
eine verlassliche rechtliche Beurteilung gestatteten.? Die im Folgenden unter A.l. dar-
zulegenden allgemeinen Grundsatze gelten aber fur das TTIP-Abkommen gleicher-
malfien.

Gern kommen wir auf dieser Grundlage lhrer Bitte nach und nehmen wie folgt Stel-
lung:

A. Erfordernis der Zustimmung der Bundeslander zum Abschluss
von CETA

Art. 32 GG, der die Verteilung der Verbandskompetenzen zwischen Bund und Lan-
dern im Bereich der auswartigen Beziehungen regelt,® enthalt keine Bestimmung,
wonach der Abschluss vdlkerrechtlicher Vertrdge durch den Bund mit anderen Staa-
ten der vorherigen Zustimmung der Lander bedirfte. Auch im Ubrigen ist dem Grund-
gesetz ein solches Zustimmungserfordernis nicht zu entnehmen: Weder Art. 59 GG,
der die Verteilung des dem Bund zustehenden Anteils an der auswartigen Gewalt auf
die Bundesorgane (Organkompetenzen) regelt, noch Art. 23 GG, der die Europaische
Integration zum Gegenstand hat, verleihen den Landern als solchen eigene Beteili-
gungsrechte; beide Vorschriften kennen nur eine tiber den Bundesrat vermittelte Mit-
wirkung der Lander,* um die es hier aber nicht gehen soll.

Wenn vorliegend gleichwohl nach einer Zustimmung aller LAnder zum Abschluss des
Freihandelsabkommens CETA durch den Bund nach Art. 32 GG gefragt ist, so nimmt
diese Frage offenbar Bezug auf Ziff. 3 des sog. Lindauer Abkommens®, welches die
Bundesregierung und die Staatskanzleien der Lander zu dem Zweck geschlossen

! Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern und
Gemeinden, Gutachten im Auftrag des Staatsministeriums des Landes Baden-Wirttemberg vom
08.01.2016, Uberprift am 17.03.2016.

2 vgl. die entsprechende Begriindung der Bundesregierung im Rahmen ihrer Antwort auf eine Kleine
Anfrage der Abgeordneten Béarbel Hohn, Katharina Droge, Harald Ebner, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN betreffend CETA, BT-Drs. 18/1057, S. 4.

® Calliess, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band IV, 3. Aufl. 2006, § 83 Rn.
52; Sauer, Staatsrecht I, 4. Aufl. 2016, § 4 Rn. 11.

“Art. 59 Abs. 2 S. 1, Art. 23 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, Abs. 4-6 GG.

5Versté’;’mdigung zwischen der Bundesregierung und den Staatskanzleien der Lander Uber das Ver-
tragsschlussrecht des Bundes vom 14.11.1957, abgedruckt in BT-Drs. 7/5924, S. 236.
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haben, im Anwendungsbereich des Art. 32 Abs. 3 GG umstrittene Rechtsprobleme
pragmatisch-kooperativ zu bewaltigen.®

Art. 32 Abs. 3 GG lautet: ,Soweit die Lander fur die Gesetzgebung zustandig sind,
kdnnen sie mit Zustimmung der Bundesregierung mit auswartigen Staaten Vertrage
abschlie3en.” Strittig ist angesichts der Offenheit dieser Bestimmung seit Langem, ob
die Lander in den Sachgebieten, die nach Art. 30, 70 ff. GG in ihre ausschliel3liche
Gesetzgebungskompetenz fallen, fir den Abschluss und die Umsetzung von Vertra-
gen mit auswartigen Staaten exklusiv zustandig sind oder ob auch der Bund auf die-
sem Feld eine eigene Vertragsabschluss- und ggf. Umsetzungskompetenz besitzt.
Die hierzu vertretenen drei unterschiedlichen Auffassungen (zentralistische, foderalis-
tische und vermittelnde Ansicht resp. ,Berliner, ,stiddeutsche” und ,norddeutsche”
Lésung) sind in der Literatur vielfach und eingehend behandelt worden;” hierauf darf
an dieser Stelle verwiesen werden, zumal diese Losungsansatze zur Beantwortung
der hier aufgeworfenen Frage nichts beitragen.

Relevant ist vorliegend der durch das Lindauer Abkommen erzielte Kompromiss, der
sich im Wesentlichen wie folgt umreil3en lasst: Die Lander akzeptieren den Abschluss
bestimmter Vertrage durch den Bund, d.h. sie werden dagegen nicht verfassungs-
rechtlich vorgehen (Ziff. 2);® im Gegenzug wird u.a. nach Ziff. 3 beim ,Abschluss von
Staatsvertragen, die nach Auffassung der Lander deren ausschliel3liche Kompetenz
berihren und nicht nach Ziff. 2 durch die Bundeskompetenz gedeckt sind, insbeson-
dere bei Kulturabkommen®, wie folgt verfahren:

~Soweit volkerrechtliche Vertrage auf Gebieten der ausschlief3lichen Zustandig-
keit der Lander eine Verpflichtung des Bundes oder der Lander begrinden sol-
len, soll das Einverstandnis der Lander herbeigefihrt werden. Dieses Einver-
standnis soll vorliegen, bevor die Verpflichtung volkerrechtlich verbindlich wird.
Falls die Bundesregierung einen solchen Vertrag dem Bundesrat gemaf3 Artikel
59 Absatz 2 GG zuleitet, wird sie die Lander spatestens zum gleichen Zeitpunkt
um die Erteilung des Einverstandnisses bitten. °

Die Zustandigkeit fir die regelmaRig erforderliche Transformation der vertraglich be-
griundeten Pflichten in nationales Recht verbleibt hiernach bei den Landern; dem

® Siehe nur Rojahn, in: von Miinch/Kunig, GG, Band 1, 6. Aufl. 2012, Art. 32 Rn. 49.
’ Siehe etwa Calliess, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band IV, 3. Aufl. 20086,
8§ 83 Rn. 57; Schweitzer/Dederer, Staatsrecht Ill, 11. Aufl. 2016, Rn. 307 f.; Wollenschlager, in: Dreier
Hrsg.), GG, Band I, 3. Aufl. 2015, Art. 32 Rn. 34 ff.

Schweitzer/Dederer, Staatsrecht Ill, 11. Aufl. 2016, Rn. 310.
o Hervorhebung durch den Verfasser.



Grundsatz der Bundestreue gemal3 haben sie die vom Bund mit ihrem Einverstandnis
geschlossenen Vertrage im Rahmen ihrer Kompetenzen innerstaatlich umzusetzen.*°

Vor diesem Hintergrund setzt eine Mitwirkung der Lander am Abschluss von CETA
gemaln Ziff. 3 des Lindauer Abkommens zweierlei voraus:

— Erstens miusste Art. 32 GG und damit das Lindauer Abkommen grundsétzlich auf
volkerrechtliche Vertrage anwendbar sein, an denen — wie bei CETA — als Ver-
tragspartner sowohl die EU als auch ihre Mitgliedstaaten einerseits und ein Dritt-
staat andererseits beteiligt sind (sog. gemischte Abkommen);

— Zweitens musste CETA Bestimmungen enthalten, welche der ausschliel3lichen
Zustandigkeit der Lander unterfielen.

I.  Grundsatzliche Anwendbarkeit des Art. 32 GG i.V.m. dem Lindauer Ab-
kommen

1. CETA als gemischtes Abkommen

CETA wird aufgrund einer Empfehlung der EU-Kommission als ein sog. gemischtes
Abkommen abgeschlossen.! Dieser Begriff bezeichnet, wie erwahnt, einen volker-
rechtlichen Vertrag, den neben der Europaischen Union®? auch deren Mitgliedstaa-
ten, jeweils als selbststéndige Volkerrechtssubjekte, mit anderen Volkerrechtssubjek-
ten, etwa Drittstaaten, schlieRen.'® Die Griinde fiir eine derartige Konstellation kén-
nen rechtlicher, aber auch politischer Natur sein.'* Rechtlich notwendig ist der Ab-
schluss als gemischtes Abkommen jedenfalls dann, wenn die EU-Zusténdigkeiten
allein fur den Abschluss des Abkommens nicht ausreichen, insbesondere weil das
Abkommen Materien umfasst, die nicht von der Vertragsschlusskompetenz der Union

19 Rojahn, in: von Miinch/Kunig, GG, Band 1, 6. Aufl. 2012, Art. 32 Rn. 55; Kaiser, Gemischte Abkom-
men im Lichte bundesstaatlicher Erfahrungen, 2009, S. 148 f.; Wollenschlager, in: Dreier (Hrsg.), GG,
Band I, 3. Aufl. 2015, Art. 32 Rn. 40.
1 KOM(2016)443 endg.; Ratsdok.-Nr. 10970/16, unter 2. der Begriindung.
' Die grundsatzliche Kompetenz der EU zum Abschluss volkerrechtlicher Vertrage ist in Art. 216
Abs. 1 AEUV geregelt.
¥ Schmalenbach, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 216 AEUV Rn. 5; Clos-
termeyer/Lehr, Landermitwirkung bei volkervertraglichem Handeln auf EU-Ebene — Brauchen wir ein
,Lindau 1I“? —, DOV 1998, 148 (151); Kaiser, Gemischte Abkommen im Lichte bundesstaatlicher Erfah-
rungen, 2009, S. 35; Baier, Bundesstaat und Europaische Integration — Die ,Europatauglichkeit” des
deutschen Fodderalismus, 2006, S. 110; Grzeszick/Hettche, Zur Beteiligung des Bundestages an ge-
mischten volkerrechtlichen Abkommen. Internationale Freihandelsabkommen als Herausforderung des
deutschen Europa- und AufRenverfassungsrechts, AR 141 (2016), 225 (229).
' Dazu eingehend Kaiser, Gemischte Abkommen im Lichte bundesstaatlicher Erfahrungen, 2009, S.
35 ff.
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gedeckt sind.™ In derartigen Fallen stellt erst ein additives Zusammenwirken von EU
und Mitgliedstaaten im Sinne einer gemeinsamen Austbung geteilter Kompetenzen
einen rechtméaRigen Vertragsschluss sicher.®

Im Fall von CETA war und ist — nicht anders als bei zahlreichen Abkommen zuvor —
rechtlich umstritten, ob die EU Uber die erforderlichen Kompetenzen verfligt, um das
Abkommen mit Kanada eigenstandig zu schlieBen.'” Ein Hauptgrund fir den Ab-
schluss von Vertragen als gemischte Abkommen liegt gerade darin, Auseinanderset-
zungen Uber die Vertragsabschlusszustandigkeit zu vermeiden, die aus einer unkla-
ren Kompetenzlage rithren. *® So liegt es auch im Fall von CETA: Die EU-
Kommission, die zun&chst von einem Vertragsschluss lediglich zwischen der Union
und Kanada ausgegangen war, gab dem Widerstand zahlreicher Mitgliedstaaten nach
und verkindete am 5. Juli 2016, CETA werde als gemischtes Abkommen abge-
schlossen.'® Es handelt sich hierbei offenkundig um eine pragmatisch-politische Ent-
scheidung; *° die Zustandigkeitsverteilung fiir die in CETA geregelten Materien ist
nach wie vor umstritten.

2. Verhéltnis von Art. 32 GG und Art. 23 GG im Fall des Abschlusses gemischter
Abkommen

a) Mitwirkung in Angelegenheiten der Europaischen Union (Art. 23 Abs. 2, 4-6
GG)

Unter der weitgehend geteilten Pramisse, dass CETA auch Materien zum Gegen-
stand hat, die der mitgliedstaatlichen Regelungszustandigkeit unterfallen, ! ist im
Weiteren zu prifen, ob das Vertragswerk dem Anwendungsbereich des Art. 32 GG

> WeiR, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Européischen Union, Art. 207 AEUV Rn. 91;
Jaag, Demokratische Legitimation der EU-AuRRenpolitik nach Lissabon, EuR 2012, 309 (318); Grzes-
zick/Hettche, A6R 141 (2016), 225 (229).

'® Grzeszick/Hettche, A6R 141 (2016), 225 (229); Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das
Recht der Europaischen Union, Art. 2 AEUV Rn. 46; Mayer/Ermes, Rechtsfragen zu den EU-
Freihandelsabkommen CETA und TTIP, ZRP 2014, 237 (237).

" Dazu etwa Mayer/Ermes, ZRP 2014, 237 (238 ff.).

'8 Mallers/Tischbirek, Stellungnahme zur Anhérung des Deutschen Bundestags, Ausschuss fiir Wirt-
schaft und Technologie, betreffs der Beteiligung des Deutschen Bundestags an gemischten Abkom-
men wie CETA, insbes. hinsichtlich deren vorlaufiger Anwendbarkeit, Ausschussdrucks. 18(9)933, S. 5;
Schweitzer/Dederer, Staatsrecht Ill, 11. Aufl. 2016, Rn. 774.

1% Siehe KOM(2016)443 endg.

2% pautsch, Der Abschluss des Comprehensive Economic and Trade Agreement (CETA) als ,gemisch-
tes Abkommen* — ein Anwendungsfall des Art. 23 | GG?, NVwZ-Extra 18 (2016), 1 (1); Stébener, Au-
Renhandelsrecht: Kommissionsvorschlag zur Ratifizierung von CETA als gemischtes Abkommen,
EuzZw 2016, 523.

! Dazu Mayer, Stellt das geplante Freihandelsabkommen der EU mit Kanada (Comprehensive Eco-
nomic and Trade Agreement, CETA) ein gemischtes Abkommen dar? Rechtsgutachten fir das Bun-
desministerium fir Wirtschaft und Energie, 2014.
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i.V.m. dem Lindauer Abkommen unterféllt oder ob nicht Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG uber
die Mitwirkung des Bundesrates in EU-Angelegenheiten als speziellere Vorschrift
vorgeht. Die Frage stellt sich deshalb, weil CETA als gemischtes Abkommen eine
Doppelnatur®® aufweist: Einerseits handelt es sich um einen vélkerrechtlichen Vertrag
der Bundesrepublik Deutschland mit einem anderen Staat, was Regelungsgegen-
stand des Art. 32 GG ist, andererseits handelt es sich um einen Vertrag der EU mit
einem Nicht-EU-Staat und damit — jedenfalls insoweit — um eine ,,Angelegenheit der
Europaischen Union“ im Sinne des Art. 23 Abs. 2 S. 1 GG.?

Die Frage nach der verfassungsrechtlichen Grundlage fur die Landermitwirkung ist
offensichtlich von erheblicher Tragweite: So hatte die Anwendbarkeit des Lindauer
Abkommens zur Folge, dass es in der Macht eines jeden einzelnen Bundeslandes
stiinde, einen entsprechenden volkerrechtlichen Vertrag zu verhindern.?* Ware hin-
gegen Art. 23 Abs. 2, 3-6 GG einschlagig, so hétte die Stimme eines einzelnen Bun-
deslandes erheblich geringeres Gewicht: Sie kame ,nur“ im Rahmen der Beteiligung
des Bundesrates nach Mal3gabe der dort getroffenen Mehrheitsentscheidung zum
Tragen.®

Allgemein wird nach einhelliger Auffassung Art. 32 GG durch Art. 23 Abs. 2, 3-6 GG
in dessen Anwendungsbereich verdrangt: Art. 23 GG enthéalt insoweit eine abschlie-
RBende Sonderregelung.?® Folglich ist in Angelegenheiten der EU nicht das Lindauer
Abkommen, sondern das Verfahrensrecht nach Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG anzuwen-
den.?’ Dies gilt auch fir den Abschluss vélkerrechtlicher Abkommen der EU mit Dritt-
staaten im Zustandigkeitsbereich der Union.?® Fallt also ein Abkommen vollumfang-

?23. von Arnauld, Beteiligung des Deutschen Bundestages an gemischten volkerrechtlichen Abkom-
men, AGR 141 (2016), 268 (269).

23 Dazu sogleich naher.

** Baier, Bundesstaat und Européische Integration — Die ,Europatauglichkeit* des deutschen Fddera-
lismus, 2006, S. 111; anhand des TTIP-Abkommens zwischen der EU und den USA Wiater, Endet die
Atlantikiiberquerung am Bodensee? TTIP, der Fdderalismus und das Lindauer Verfahren, in: Bus-
zewski/Martini/Rathke (Hrsg.), Freihandel vs. Demokratie, 2016, S. 111 (112).

%° Baier, wie vor; Papier, Abschluss volkerrechtlicher Vertrage und Foderalismus — Lindauer Abkom-
men —, DOV 2003, 265 (270); Wiater, wie vor, S. 119.

%% Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 32 Rn. 9a; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 14. Aufl.
2016, Art. 23 Rn. 4, Art. 32 Rn. 2; Rojahn, in: von Minch/Kunig (Hrsg.), GG, Band 1, Art. 32 Rn. 9;
Scholz, in: Maunz/Durig, GG, Art. 23 Rn. 142; Wollenschlager, in: Dreier (Hrsg.), GG, Band I, 3. Aufl.
2015, Art. 23 Rn. 179; Winkelmann, Innerstaatliche Kompetenzverteilung bei Vertragsabschlissen in
Angelegenheiten der Europaischen Union — Zur Nichtbeachtlichkeit der Lindauer Absprache im An-
wendungsbereich von Art. 23 n.F. GG —, DVBI. 1993, 1128 (1132 f.); Frenz, Die Verdrangung des Lin-
dauer Abkommens durch Art. 23 GG — Mitwirkungsrechte der Lander bei gemischten Abkommen, die
ausschlieBliche Landerkompetenzen erfassen —, DVBI. 1999, 945 (950 f.); Kaiser, Gemischte Abkom-
men im Lichte bundesstaatlicher Erfahrungen, 2009, S. 155.

" Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 32 Rn. 9a; Papier, DOV 2003, 265 (270); Rojahn,
in: von Minch/Kunig (Hrsg.), GG, Band 1, Art. 32 Rn. 9.

%8 Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 32 Rn. 9a; Rojahn, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.),
GG, Band 1, Art. 32 Rn. 9; Winkelmann, DVBI. 1993, 1128 (1134); Clostermeyer/Lehr, DOV 1998, 148
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lich in deren Kompetenzbereich, so handelt es sich innerstaatlich um eine ,Angele-
genheit der Europaischen Union“ im Sinne von Art. 23 Abs. 2 Satz 1 GG, an der die
Lander nicht als solche, sondern lediglich vermittelt durch den Bundesrat mitwir-
kungsberechtigt sind.*

Geht man indes im Fall von CETA von geteilten Zustandigkeiten der EU und den Mit-
gliedstaaten aus, so stellt sich im Weiteren die Frage, inwieweit auch bei derartigen
gemischten Abkommen Art. 23 GG die allgemeinere Vorschrift des Art. 32 GG und
mit ihr das Lindauer Abkommen verdrangt. Einigkeit besteht zumindest dartber, dass
fur diejenigen Vertragsteile, die der Unionskompetenz unterfallen, allein Art. 23 GG
malfdgeblich ist, weil der Vertragsschluss insoweit eine Angelegenheit der Européi-
schen Union im Sinne des Art. 23 Abs. 2 S. 1 GG darstellt.*° Jedenfalls insoweit
scheidet also eine Beteiligung der Lander nach Ziff. 3 des Lindauer Abkommens von
vornherein aus.

Im Schrifttum umstritten und in der Staatspraxis ungeklart®! ist hingegen die Frage,
welches Beteiligungsregime im Ubrigen — d.h. hinsichtlich derjenigen Vertragsteile,
die der Zustandigkeit der Mitgliedstaaten unterfallen — anzuwenden ist.

Nach einer Auffassung ist eine gespaltene Betrachtungsweise geboten: Die Ver-
tragsbestimmungen, die nach ihrem Regelungsgegenstand dem Kompetenzbereich
der Mitgliedstaaten unterfallen, werden von denjenigen unterschieden, die im Zustan-
digkeitsbereich der EU liegen.*? Hinsichtlich der nicht von der Unionskompetenz ge-
deckten Vertragsteile soll Art. 32 GG und — soweit innerstaatlich ausschlief3liche Lan-
derkompetenzen betroffen sind — das Lindauer Abkommen anzuwenden sein, im Ub-
rigen Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG.*

(151); vgl. auch BVerfGE 131, 152 Rn. 100 ff.; von Arnauld, A6R 141 (2016), 268 (272); Wollenschla-
9er, in: Dreier (Hrsg.), GG, Band I, 3. Aufl. 2015, Art. 32 Rn. 51.

? Clostermeyer/Lehr, DOV 1998, 148 (151).

%3, dazu etwa Winkelmann, DVBI. 1993, 1128 (1135); Clostermeyer/Lehr, DOV 1998, 148 (151);
Morawitz/Kaiser, Die Zusammenarbeit von Bund und Landern bei Vorhaben der Europaischen Union,
1994, S. 84; Baier, Bundesstaat und Europaische Integration — Die ,Europatauglichkeit” des deutschen
Foderalismus, 2006, S. 110; Wollenschlager, in: Dreier (Hrsg.), GG, Band II, 3. Aufl. 2015, Art. 32 Rn.
51.

%! Siehe Protokoll Giber den Verhandlungsstand zwischen Bund und Landern in der Frage der Behand-
lung vélkerrechtlicher Abkommen im Bereich der Europaischen Union (Beschluss der Chefs der
Staats- und Senatskanzleien der Lander vom 24.2.1994), abgedruckt bei Clostermeyer/Lehr, DOV
1998, 148 (154).

s Vgl. Mollers/Tischbirek, Stellungnahme zur Anhdérung des Deutschen Bundestags, Ausschuss fur
Wirtschaft und Technologie, betreffs der Beteiligung des Deutschen Bundestags an gemischten Ab-
kommen wie CETA, insbes. hinsichtlich deren vorlaufiger Anwendbarkeit, Ausschussdrucks. 18(9)933,
S. 2: ,idealtypische Rekonstruktion®.

% Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 32 Rn. 9a; Rojahn, in: von Miinch/Kunig (Hrsg.),
GG, Band 1, Art. 32 Rn. 9; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 14. Aufl. 2016, Art. 32 Rn. 2; Wollenschlager,
in: Dreier (Hrsg.), GG, Band IlI, 3. Aufl. 2015, Art. 32 Rn. 51; Winkelmann, DVBI. 1993, 1128 (1135);
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Nach gegenteiliger Auffassung sind gemischte Abkommen einheitlich nach Mal3-
gabe des Art. 23 GG zu behandeln; jene Vorschrift soll also Art. 32 GG mitsamt dem
Lindauer Abkommen vollstandig verdrangen.** Diese Position wird im Kern damit be-
grundet, auch das gemeinsame Agieren von Union und Mitgliedstaaten erfolge letzt-
lich zum Zweck der Verwirklichung eines vereinten Europas, das Gegenstand des Atrt.
23 GG sei, wie dessen Absatz 1 Satz 1 deutlich mache.*® So legten allein die Unions-
kompetenzen fiur einen Teil eines Abkommens die Mitgliedstaaten auf ein Zusam-
menwirken mit der Union fest. Folglich bestehe ein rechtliches Band zwischen den
Vertragsteilen, die ausschlief3lich in die Kompetenz der Mitgliedstaaten fielen, zu de-
nen aus Gemeinschaftskompetenz, weil die Union ebenfalls Vertragspartnerin sei.
Uber die Pflicht zum Zusammenwirken seien damit auch die den Mitgliedstaaten vor-
behaltenen Teile gemischter Abkommen rechtlich mit der Verwirklichung eines verein-
ten Europa verkniipft.®® Ferner wird als Argument angefiihrt, die unional und national
erfassten Bereiche innerhalb eines volkerrechtlichen Abkommens verliefen haufig
~querbeet’; zudem bestehe haufig Streit Uber die kompetenzielle Zuordnung bestimm-
ter Vertragsbestimmungen. Aus diesen Grinden wirkten eine Trennung gemischter
Abkommen und eine daran ankntpfende unterschiedliche verfahrensmalfiige Behand-
lung gekiinstelt und fernab der tatsachlichen Gegebenheiten. Die Verschrankt- und
Verwobenheit der Materien des Zustandekommens und der Durchfiihrung gemischter
Abkommen fuhrten daher zu einer kaum trennbaren faktischen Verbindung auch der
mitgliedstaatlichen Zustandigkeiten vorbehaltenen Teile mit den aus der Unionskom-
petenz stammenden. Diese Verbindung sei so eng, dass auch diese nationaler Kom-
petenz unterliegenden Bereiche mit der Fortentwicklung der Européaischen Union mit-
tels volkerrechtlicher Vertrage gekoppelt seien. Indem die Beteiligung und das Zu-
sammenwirken von Mitgliedstaaten und Gemeinschaft die Grundlage dafur darstell-
ten, dass durch gemischte Abkommen européaische Interessen vorangetrieben wr-
den, seien insoweit auch die der nationalen Kompetenz unterfallenden Teile zumin-
dest faktisch von der Verwirklichung eines vereinten Europa nicht wegzudenken.®’

Schweitzer/Dederer, Staatsrecht Ill, 11. Aufl. 2016, Rn. 777; Scholz, in: Maunz/Durig, GG, Art. 23 Rn.
183; Morawitz/Kaiser, Die Zusammenarbeit von Bund und Landern bei Vorhaben der Européischen
Union, 1994, S. 84.

* Frenz, DVBI. 1999, 945; Kaiser, Gemischte Abkommen im Lichte bundesstaatlicher Erfahrungen,
2009, S. 159 f.; Heyde, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), GG, Mitarbeiterkommentar, Band I, 2002, Art. 23
Rn. 85; Abt, Die Mitwirkung der deutschen Bundeslander bei vélkervertraglichen Handlungen im Rah-
men der Europaischen Union, 2003, S. 111 ff.

% Frenz, DVBI. 1999, 945 (951).

% Frenz, DVBI. 1999, 945 (951).

%" Frenz, DVBI. 1999, 945 (952).



Konsequenz dieser Argumentation ist es, dass gemischte Abkommen allein aufgrund
der Beteiligung der EU in Ganze als ,,Angelegenheiten der Europaischen Union* im
Sinne des Art. 23 Abs. 2 GG angesehen werden.*®

Das Bundesverfassungsgericht hat sich bislang nicht zu der Frage der Reichweite
des Art. 23 Abs. 2 S. 1 GG im Kontext gemischter volkerrechtlicher Abkommen geéu-
Rert. Es hat allerdings in anderem Zusammenhang den Begriff der Angelegenheiten
der Europaischen Union im Sinne dieser Vorschrift weit ausgelegt und sieht von ihm
auch intergouvernementale volkerrechtliche Vertrage erfasst, die in einem Ergan-
zungs- oder besonderen N&aheverhdaltnis zum Recht der Europdischen Union
stehen.*® Ein solches Verhaltnis kénne insbesondere dann vorliegen, wenn ein quali-
fizierter Zusammenhang mit einem in den Vertrdgen niedergelegten Politikbereich —
also dem Integrationsprogramm der Europaischen Union — bestehe, wenn das Vor-
haben von Organen der Europaischen Union vorangetrieben werde oder deren Ein-
schaltung in die Verwirklichung des Vorhabens — auch im Wege der Organleihe —
vorgesehen sei. Ein qualifizierter inhaltlicher Zusammenhang mit einem der primar-
rechtlich normierten Politikbereiche der Europaischen Union, der ein Erganzungs-
oder sonstiges besonderes Naheverhaltnis zum Unionsrecht begriinde, werde — so
das BVerfG — insbesondere dann vorliegen, wenn der Sinn eines Vertragsvorhabens
gerade im wechselseitigen Zusammenspiel mit einem dieser Politikbereiche liege.*

Mehrere Stimmen in der Literatur sehen diese Voraussetzungen im Falle von CETA
als gegeben an.*! Als Begriindung wird angefiihrt, CETA ergehe in Ausiibung zentra-
ler Unionskompetenzen, sei von grundlegender Bedeutung fur die Au-
Ren(wirtschafts)beziehungen nicht nur der EU und sei zudem eng an das Integrati-
onsprogramm angebunden. Schlie3lich werde mit CETA angestrebt, Teile der EU-
Integration auf die transatlantischen Beziehungen auszuweiten.*?

Zu beachten ist allerdings, dass es in der betreffenden Entscheidung des BVerfG um
volkerrechtliche Vertrage zwischen Mitgliedstaaten der EU zum Zweck der Stabilisie-
rung der Eurozone ging (ESM, Euro-Plus-Pakt). Ob das BVerfG auch gemischte Frei-
handelsabkommen wie CETA in einem Ergadnzungs- oder besonderen Naheverhaltnis

%8 S0 Frenz, DVBI. 1999, 945 (952).

% BVerfGE 131, 152 Rn. 100 ff. anhand des ESM und des Euro-Plus-Paktes.

*° BVerfGE 131, 152 Rn. 100.

L weiB, Verfassungsanforderungen und Integrationsverantwortung bei beschlieRenden Vertragsorga-
nen in Freihandelsabkommen, EuZW 2016, 286 (290); von Arnauld, A6R 141 (2016), 268 (272):
.---Sind gemischte Abkommen geradezu der idealtypische Fall solcher Vertrage: Hier verfolgen Union
und Mitgliedstaaten — unter Uberwindung von Kompetenzgrenzen — gemeinsame Ziele; die Vertrage
sind auf gemeinschaftlichen Vollzug und gemeinsame Verantwortungsiibernahme nach auf3en ange-
legt.”

2 WeiR, EuZW 2016, 286 (290).



zum Recht der Européischen Union und damit in Ganze als Angelegenheiten der Eu-
ropaischen Union des Art. 23 Abs. 2 S. 1 GG sehen wirde, lasst sich daher auf der
Basis dieser Rechtsprechung nicht sicher prognostizieren.

b) Ubertragung von Hoheitsrechten auf die EU (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG)?

SchlieB3lich finden Art. 32 GG und das Lindauer Abkommen auch insoweit keine An-
wendung, als im Wege eines gemischten Abkommens der Bund Hoheitsrechte auf
die EU Ubertragt; fur diesen Fall gilt allein Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG, wonach die Uber-
tragung durch Bundesgesetz zu erfolgen hat, das der Zustimmung des Bundesrates
bedarf.*® Eine Ubertragung von Hoheitsrechten — auch solcher der Lander** — liegt
dann vor, wenn neue Zustandigkeiten der EU oder eines anderen Rechtstragers, der
dem ,europaischen Integrationskontext* zuzuordnen ist, begriindet werden.* Das ist
insbesondere der Fall, wenn dem Rechtstrager das Recht eingerdumt wird, im inner-
staatlichen Bereich 6ffentliche Gewalt im Sinne der Rechtsetzung, des Vollzugs oder
der Rechtsprechung auszuiiben.*® Sollten demnach durch das CETA-Abkommen bis-
lang innerstaatlich den Bundeslédndern zustehende Hoheitsrechte, etwa Regelungs-
kompetenzen, ganz oder teilweise tibertragen werden,*’ so ware insoweit eine Betei-
ligung der einzelnen Lander am Vertragsschluss nach Mal3gabe des Lindauer Ab-
kommens ebenfalls ausgeschlossen und deren Mitwirkung wiederum nur tber den
Bundesrat vorgesehen.

Eine derartige, Hoheitsrechte Gbertragende Wirkung wird CETA von einigen Stimmen
in der Literatur in der Tat zugeschrieben, wenn auch mit unterschiedlichen Begriin-
dungsanséatzen.

Eine Auffassung geht von der — nicht unbestrittenen®® — Pramisse aus, das gesamte
Abkommen werde mit dem Abschluss und der mitgliedstaatlichen Ratifikation integra-

3 Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 23 Rn. 9, Art. 32 Rn. 9.

* Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 23 Rn. 57; Wollenschlager, in: Dreier (Hrsg.), GG,
Band II, 3. Aufl. 2015, Art. 23 Rn. 43.

> BVerfGE 123, 267 Rn. 314; Wollenschlager, in: Dreier (Hrsg.), GG, Band II, 3. Aufl. 2015, Art. 23 Rn.
43.

“ Wolff, in: Homig/Wolff (Hrsg.), Grundgesetz, 11. Aufl. 2016, Art. 23 Rn. 14; Streinz, in: Sachs (Hrsg.),
GG, 7. Aufl. 2014, Art. 23 Rn. 55.

*" Das BVerfG halt es fur moglich, dass mit CETA Hoheitsrechte auf das Gerichts- und das Aus-
schusssystem weiteriibertragen werden, BVerfG, Urteil v. 13.10.2016 — 2 BvE 3/16, 2 BvR 1368/16, 2
BVR 1444/16, 2 BvR 1482/16, 2 BvR 1823/16 —, juris, Rn. 58; in diese Richtung auch Weil3, EuZW
2016, 286 (290); von einer Ubertragung von Hoheitsrechten der Lander geht ausdriicklich auch die
Begrundung zum Volksbegehren in Bayern aus, s. https://www.volksbegehren-gegen-
ceta.de/juristische-begruendung.

““Dazu etwa Voneky/Beylage-Haarmann, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europai-
schen Union, Art. 216 AEUV Rn. 32 ff.
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ler Bestandteil des EU-Rechts.*® Eine solche Wirkung kénne ein gemischtes Abkom-
men aber nur dann entfalten, wenn diejenigen Kompetenzen, die den Mitgliedstaaten
zustiinden, durch diese auf die EU — zumindest ,implizit“*® — tibertragen wiirden. Ge-
nau dies geschehe durch die Ratifikation des gemischten Abkommens durch die Mit-
gliedstaaten: So werde die bei Vertragsschluss noch bestehende Kompetenzliicke mit
dem nach Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG zu bemessenden Ratifikationsgesetz einmalig ge-
schlossen und die Durchfiihrungskompetenz fir das gemischte Abkommen damit zu-
gleich dauerhaft auf die EU ubertragen.”* Folgte man dieser Auffassung, so hétte die
behauptete Kompetenzibertragung an die EU zur Konsequenz, dass die spatere
Umsetzung des gesamten Abkommens nicht unmittelbar durch den Bundes- oder die
Landesgesetzgeber, sondern allein durch die EU erfolgen diirfte.> Bund und L&ander
hatten dann ggf. die entsprechenden EU-Rechtsnormen nur insoweit in deutsches
Recht zu Uberflhren, als dies nach den Bestimmungen des AEUV erforderlich ware.
Damit aber kénnte die Voraussetzung nach Ziff. 3 des Lindauer Abkommens fiur die
Einholung des Einverstandnisses der Lander — namlich die Begrindung einer Ver-
tragspflicht derselben auf einem Gebiet ihrer ausschlie3lichen Zustandigkeit — auf-
grund dieses Verstandnisses von vornherein nicht eintreten.

Andere Stimmen in der Literatur gehen ebenfalls davon aus, dass durch CETA Ho-
heitsrechte im Sinne des Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG Ubertragen werden, begriinden dies
allerdings mit der Ubertragung politischer Herrschaft auf die in CETA vorgesehenen
Vertragsgremien ,und damit auch auf die EU.>® Im Ergebnis wére auch insoweit Art.
32 GG nicht anwendbar.

3. Zwischenergebnis

Als Zwischenergebnis lasst sich nach alldem festhalten: Das Erfordernis, im Einklang
mit dem Lindauer Abkommen die Zustimmung aller 16 Bundeslander einzuholen,

9 pautsch, NVwzZ-Extra 18 (2016), 1 (3 1.).

*% S0 bezeichnet Pautsch, NVwZ-Extra 18 (2016), 1 (3) den Fall, in dem ,aus dem Zustimmungsgesetz
zwar keine unmittelbaren Durchgriffsrechte im Sinne eines finalen Rechtsanwendungsbefehls folgten,
so aber doch mindestens eine vergleichbare Rechtswirkung im Unionskontext impliziert wirde®.

*! pautsch, NVwZ-Extra 18 (2016), 1 (4): ,Der nach auRen gegeniiber dem Drittstaat Kanada durch die
EU bzw. die Unionsorgane sowie der Mitgliedstaaten erfolgende Vertragsschluss tiber CETA wirde
sich in Verbindung mit dem mitgliedstaatlichen Zustimmungsgesetz (hier also nach Art. 23 | 2 GG)
bezogen auf die bislang bei den Mitgliedstaaten verbliebenen Vertragsbestandteile insoweit zugleich
als implizite Hoheitsrechtsiibertragung auf die EU darstellen®.

°2 pautsch, NVwZ-Extra 18 (2016), 1 (4) spricht insoweit von einer ,,nachvertraglichen Wahrnehmungs-
kompetenz der EU", die eine Durchfiihrung des Abkommens nach dessen Abschluss in einheitlicher
Weise durch die EU sicherstellen soll.

*% S0 Weil, EuZW 2016, 286 (290); dagegen Mdllers/Tischbirek, Stellungnahme zur Anhérung des
Deutschen Bundestags, Ausschuss fir Wirtschaft und Technologie, betreffs der Beteiligung des Deut-
schen Bundestags an gemischten Abkommen wie CETA, insbes. hinsichtlich deren vorlaufiger An-
wendbarkeit, Ausschussdrucks. 18(9)933, S. 3.
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konnte sich fir CETA von vornherein nur dann ergeben, wenn man der Auffassung
folgte, die fur eine gespaltene Behandlung gemischter Abkommen eintritt und die An-
wendbarkeit des Art. 32 GG sowie des Lindauer Abkommens fir die Vertragsteile
bejaht, die nicht der Unionskompetenz unterfallen.

Folgte man hingegen der Auffassung, der zufolge fur gemischte Abkommen einheit-
lich das in Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG vorgesehene Verfahren zu durchlaufen ist, ware die
Zustimmung der Bundeslander zu CETA selbst dann nicht erforderlich, wenn dieses
Abkommen in ausschliel3liche Landerkompetenzen eingreifen wirde. Gleiches qilt,
wenn man sich der Auffassung anschliel3t, dass die mitgliedstaatlichen Kompetenzen
durch die Ratifikation des gemischten Abkommens auf die EU Ubertragen werden. In
diesem Falle ware lediglich die Zustimmung des Bundesrates zum Ratifikationsgesetz
gem. Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG erforderlich.

[I.  Eingriff in ausschliel3liche Gesetzgebungskompetenzen der Lander durch
CETA

Im Weiteren soll absprachegemal’ anhand dreier Gesetzgebungsmaterien untersucht
werden, ob durch den Abschluss von CETA in ausschlie3liche Kompetenzen der
Lander eingegriffen wird. Die Frage bedarf zunachst der Préazisierung, weil ein ge-
mischtes Abkommen wie CETA auf héchst unterschiedliche Weise Wirkungen ge-
genuber mitgliedstaatlichen Zustandigkeiten entfalten kann und der Begriff des Ein-
griffs insoweit mehrdeutig ist. Geht es vorliegend um die Frage der Anwendbarkeit
des Lindauer Abkommens, so ist die Fragestellung dahingehend zu konkretisieren,
dass es sich um die Begrindung von vertraglichen Verpflichtungen des Bundes
oder der Lander auf Gebieten der ausschlie3lichen Zustandigkeit der Lander
handeln miisste.>*

Wie bereits ausgefuhrt, scheidet jedoch nach einhelliger Auffassung die Anwendung
des Lindauer Abkommens auf gemischte Abkommen von vornherein aus, soweit es
sich um Gegenstande handelt, die der Vertragsschlusskompetenz der Européischen
Union unterfallen.> Aufgrund dessen reicht es nicht aus, wenn nur im innerstaatli-
chen Bund-Lander-Verhaltnis nach Mal3gabe der Art. 70 ff. GG eine exklusive Lan-
deskompetenz betroffen ist; jene Kompetenzmaterie muss auf3erdem nach der Kom-
petenzordnung des EU-Primérrechts, also nach dem AEUV, ausschlie3lich den Mit-
gliedstaaten zugewiesen sein.

>4 Vgl. ziff. 3 des Lindauer Abkommens.
*® Dazu oben A.l.2.
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1. Sachbereich Kultur

Die Fraktion der PIRATEN vertritt in ihrem Antrag vom 29.10.2014 die Auffassung,
das CETA-Abkommen greife auf zentrale Landeszustandigkeiten tber und beschran-
ke insoweit die Souverénitat des Landes. Das findet sich u.a. damit begrindet, dass
der Kulturbereich nicht generell von dem Abkommen ausgenommen sei; die vorhan-
denen luckenhaften Vorbehalte fur Teile des Kulturbereichs erfassten verschiedene
Kapitel des Abkommens nicht.>® Diese Sichtweise wird in dem hier zugrunde zu le-
genden Rechtsgutachten von Nettesheim tendenziell bestétigt: So hatten sich die EU
und die Bundesrepublik etwa den Bereich der Unterhaltungsdienstleistungen nicht
vollstandig vorbehalten; dies schranke die Freiheit der Lander und Gemeinden, durch
Erlass differenzierender Malinahmen spezifische kulturpolitische Ziele zu verfolgen,
nicht unerheblich ein.>’

Dem Ausmal} dieser Einschrdnkungen brauchte im vorliegenden Kontext allerdings
dann nicht vertieft nachgegangen zu werden, wenn schon im Verhéltnis der EU zu
ihren Mitgliedstaaten der Kulturbereich der Unionskompetenz unterfiele und bereits
aus diesem Grund Art. 32 GG i.V.m. dem Lindauer Abkommen nicht anwendbar ware.

Im Ausgangspunkt kommt der EU nach Art. 3 Abs. 1 lit. €) AEUV die ausschliel3liche
Zustandigkeit fur die gemeinsame Handelspolitik zu. Diese Kompetenz umfasst
auch den Abschluss handelspolitischer Abkommen mit Drittstaaten gemaf Art. 207,
218 AEUV.*® Die Reichweite der EU-Kompetenz fiir die gemeinsame Handelspolitik
ergibt sich aus der Kompetenzvorschrift des Art. 207 AEUV.>® Gegenstandlich erfasst
sie insbesondere den Abschluss von Zoll- und Handelsabkommen, welche den
Handel mit Waren und Dienstleistungen betreffen (Art. 207 Abs. 1 S. 1 AEUV).
Hiervon umfasst ist insbesondere der Handel mit kulturellen (und audiovisuellen)®
Dienstleistungen (siehe Art. 207 Abs. 4 UAbs. 3 lit. a AEUV).%* Das wiederum fiihrt
dazu, dass der Abschluss eines Abkommens mit einem Drittstaat, soweit es Verein-
barungen zu kulturellen Dienstleistungen und Waren® beinhaltet, der ausschlief3li-

*® Drs. 18/2394, S. 4.

> Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern
und Gemeinden, S. 30.

%8 Mogele/Streinz, in: Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 2. Aufl. 2012, Art. 3 AEUV Rn. 19.

% WeiB, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Européischen Union, Art. 207 AEUV Rn. 21.
% Audiovisuelle Dienstleistungen als Untergruppe der kulturellen Dienstleistungen (dazu Hahn, in:
Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 207 AEUV Rn. 110) unterfallen aufgrund eines
umfassenden Vorbehalts der EU dem CETA-Abkommen ohnehin nicht, s. dazu Nettesheim, Die Aus-
wirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern und Gemeinden, S. 27 f.
®L Weil, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europaischen Union, Art. 207 AEUV Rn. 34;
eingehend dazu Wiater, A6R 139 (2014), 497 (514 ff.).

%2 Der AuRenhandel mit Waren des Kultursektors (z.B. Bichern, Bild- und Tontragern, sonstigen Mani-
festationen kinstlerischer Dienstleistungen) unterfallt nach Art. 207 Abs. 1 AEUV ebenfalls der aus-
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chen Vertragskompetenz der EU unterfallt.°® Innerstaatlich ergibt sich daraus die
Konsequenz, dass — bezogen auf die volkervertragliche Liberalisierung von kulturel-
len Dienstleistungen — der Streit um die Anwendbarkeit von Art. 23 GG oder Art. 32
GG irrelevant ist: Der Abschluss von CETA stellt sich hinsichtlich der kulturbezogenen
Vertragsinhalte als ,Angelegenheit der Europaischen Union“ dar, so dass insoweit
ausschlief3lich Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG Anwendung findet. Das Erfordernis der Lan-
dermitwirkung nach dem Lindauer Abkommen kann folglich nicht auf etwaige Eingriffe
in innerstaatlich den Bundeslandern zugewiesene Kulturkompetenzen gestitzt wer-

den.%

2. Sachbereich Bildung

Der Antrag der Piratenfraktion vom 29.10.2014 begriindet einen Ubergriff des CETA-
Abkommens auf zentrale Landeszustandigkeiten ferner damit, dass Bildungsangebo-
te, fir deren Inanspruchnahme Gebulhren erhoben werden, als ,kommerzielle Dienst-
leistungen® im Sinne von CETA eingeordnet werden kénnten.®®

Das Rechtsgutachten von Nettesheim hat auch fir den Bildungssektor untersucht,
inwieweit CETA zu Beschrankungen des politischen Gestaltungsspielraums der Lan-
der und Gemeinden fihrt bzw. fihren kann. Das Gutachten kommt zu der — aus Sicht
des Wissenschaftlichen Dienstes zutreffenden — Einschatzung, der Bereich von Er-
ziehung und Bildung falle grundsatzlich in den Anwendungsbereich von CETA, aller-
dings fanden sich weitreichende Vorbehalte, die den Landern und Gemeinden die
wesentlichen Handlungsbefugnisse erhielten.®® Insbesondere habe die EU einen um-
fassenden Vorbehalt fur den Bereich derjenigen Bildungssektoren erklart, die 6ffent-
lich finanziert oder in irgendeiner Weise staatlich unterstiitzt wiirden.®’ Dieser Vorbe-
halt gelte auch fur die grenziberschreitende Dienstleistungserbringung; kein EU-
Mitgliedstaat sei damit verpflichtet, in den genannten Bereichen die Erbringung von
Dienstleistungen zu ermdglichen. Insbesondere ergaben sich weder tber das Prinzip
des Marktzugangs noch tber das Gebot der Inlanderbehandlung Subventions- oder
Forderpflichten.®® Dariiber hinaus habe die EU fiir die (iberwiegende Anzahl der EU-

schlieBlichen EU-Kompetenz, s. nur Hahn, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art.
207 AEUV Rn. 114 f.
®% Wiater, AGR 139 (2014), 497 (525).
® Ebenso anhand des TTIP Wiater, AGR 139 (2014), 497 (526 ff.).
* Drs. 18/2394, S. 4.
% Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern
und Gemeinden, S. 33.
®" Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern
und Gemeinden, S. 33, 40.
% Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern
und Gemeinden, S. 40.
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Mitgliedstaaten (auch fur Deutschland) einen Vorbehalt hinsichtlich bestimmter For-
men der Bereitstellung privat finanzierter Bildung erklart. Dieser Vorbehalt gelte aller-
dings nicht fur den Bereich der priméren, sekundaren, héheren oder Erwachsenenbil-
dung. Hier greife grundsatzlich die Pflicht zur Marktéffnung, wenn nicht von Seiten
des EU-Mitgliedstaats selbst ein weitergehender Vorbehalt eingelegt werde, was
Deutschland allerdings nicht getan habe.® In diesen Bereichen ergebe sich daher
aus CETA ein Anspruch kanadischer Unternehmen auf Marktzugang. "

Letztlich kann indes auch hier offen bleiben, ob in den von CETA erfassten Bereichen
privater Bildungsangebote in eine nach innerstaatlichem Recht ausschlief3liche Lan-
derkompetenz eingegriffen wird. Im Verhdaltnis der EU zu den Mitgliedstaaten gilt
namlich das zum Kultursektor Ausgefuihrte entsprechend: Die ausschliel3liche Kom-
petenz der EU im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik erfasst — wie Art. 207 Abs.
4 UADbs. 3 lit. b) AEUV ausdrucklich zu entnehmen ist — auch den Abschluss von
Abkommen uber den Handel mit Dienstleistungen im Bildungswesen.’* Auch
insoweit richtet sich folglich die innerstaatliche Beteiligung der Lander am Vertrags-
schluss- und Ratifikationsprozess nicht nach Art. 32 GG i.V.m. dem Lindauer Ab-
kommen, sondern ausschliel3lich nach Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG und erfolgt damit Uber
den Bundesrat.

3. Sachbereich Pressewesen

In dem Antrag der Piratenfraktion vom 29.10.2014 findet sich der behauptete Uber-
griff auf zentrale Landeszustandigkeiten schlie3lich damit begrindet, es seien aus
dem Landespressegesetz Schleswig-Holsteins nur zwei Einzelbestimmungen von
CETA ausgenommen.”?

Damit wird Bezug genommen auf den von Deutschland erklarten Vorbehalt fur ,Zei-
tungen und andere periodische Druckschriften, die mindestens viermal wéchentlich
erscheinen*, sowie ,Zeitungen und andere periodische Druckschriften, die weniger als
viermal wochentlich erscheinen®.”® Von CETA nicht beriihrt werden kraft des Verwei-
ses in Anhang | auf 8 8 Abs. 1 PresseG SH die Vorgaben, welche die Téatigkeit be-
stimmter Personengruppen als verantwortliche Redakteure ausschlieen. Auch CETA
andert folglich insbhesondere nichts daran, dass in Schleswig-Holstein Personen, die

% Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern
und Gemeinden, S. 33.

" Nettesheim, Die Auswirkungen von CETA auf den politischen Gestaltungsspielraum von Landern
und Gemeinden, S. 40.

" Hahn, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 207 AEUV Rn. 117.

’? Drs. 18/2394, S. 4.

"8 CETA, Deutsche Fassung, S. 1676.

15



ihren gewohnlichen Aufenthalt aul3erhalb der EU oder der Vertragsstaaten des Ab-
kommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum haben, nicht verantwortliche Re-
dakteure sein konnen.”® Weitere pressebezogene Ausnahmen oder Vorbehalte fin-
den sich in den Anhangen von CETA nicht. Die Fraktion der PIRATEN hat hieraus in
ihrem Antrag vom 20.10.2014 den Schluss gezogen, weiter gehende presserechtliche
Auflagen wéaren dem Landesgesetzgeber kiinftig verwehrt.”

Zutreffend ist, dass der Handel mit Presseerzeugnissen und -dienstleistungen keinen
weiteren spezifischen Vorbehalten unterworfen ist und damit von den Liberalisie-
rungsregelungen in CETA erfasst wird. Doch selbst unter der hierauf gestitzten An-
nahme, der Landesgesetzgeber werde im Bereich des Pressewesens in der ihm in-
nerstaatlich zugewiesenen Regelungskompetenz eingeschréankt, scheidet eine An-
wendung des Lindauer Abkommens letztlich aus demselben Grund aus, der in den
Bereichen Kultur und Bildung zum Tragen kommt: Auch wenn der Handel mit Waren
und Dienstleistungen des Pressewesens nicht ausdrucklich in Art. 207 AEUV erwahnt
ist, so unterfallt er gleichwohl dem gegenstandlich nicht eingeschrankten’® Kompe-
tenztitel des Art. 207 Abs. 1 S. 1 AEUV. Folglich kommt der EU auch bezlglich des
Pressebereichs die ausschliel3liche Zustandigkeit fur den Abschluss von Handelsab-
kommen, die den Handel mit Waren und Dienstleistungen betreffen, zu.

B. Erfolgsaussichten einer Normenkontrolle gem. Art. 93 Abs. 1
Nr. 2 GG gegen ein Zustimmungsgesetz des Bundes

Mit Blick auf die Zulassigkeit eines Normenkontrollantrags der Landesregierung ge-
gen ein etwaiges kunftiges Zustimmungsgesetz des Bundes bestehen keine Beden-
ken: Die Landesregierung ist gemaf Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG ausdriicklich antragsbe-
rechtigt. Weiterhin lage mit einem ggf. erlassenen Zustimmungsgesetz des Bundes
zu dem volkerrechtlichen Vertrag gem. Art. 59 Abs. 2 GG ein tauglicher Antragsge-
genstand vor.”” Derartige Zustimmungsgesetze kénnen bereits vor ihrer Ausfertigung
und Verkiindung verfassungsgerichtlich tiberpriift werden.’® Eine besondere Antrags-
befugnis ist nicht erforderlich; das lediglich notwendige objektive Klarstellungsinteres-
se wurfe vorliegend keine Probleme auf.

“§ 8 Abs. 1 Nr. 1 PresseG SH.

® Drs. 18/2394, S. 4.

’® 3. dazu nur Hahn, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 207 AEUV Rn. 15 f.

" Detterbeck, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 93 Rn. 55.

8 BVerfGE 1, 396 (410 ff.); Detterbeck, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 93 Rn. 56; Degenhart,
Staatsrecht I, 32. Aufl. 2016, Rn. 830.
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Soweit es die Begrindetheit angeht, ist zunachst darauf hinzuweisen, dass das
BVerfG vorliegend nur die Vereinbarkeit des Gesetzes mit dem Grundgesetz prifen
konnte. Die Landesregierung konnte also nicht geltend machen, das Gesetz sei des-
wegen nichtig, weil es unter Verstol3 gegen Ziff. 3 des Lindauer Abkommens zustan-
de gekommen sei. Das Lindauer Abkommen — dessen Verfassungskonformitat ohne-
hin nicht unumstritten ist’® — hat mangels rechtlicher Bindungswirkung keine Verfas-
sungsrechtsqualitat.®° Tauglicher PriifungsmaRstab ware aber Art. 32 Abs. 3 GG. Die
Normenkontrolle wéare nur dann begriindet, wenn folgende Voraussetzungen erfllt
waren:

e Art. 32 Abs. 3 GG musste vorliegend tUberhaupt anwendbar, d.h. nicht durch Art.
23 GG verdrangt sein, woran — wie dargelegt — ernstliche Zweifel bestehen,®!

e Art. 32 Abs. 3 GG miisste im Sinne der sog. foderalistischen Ansicht® dahinge-
hend auszulegen sein, dass die darin normierte Vertragsschlusskompetenz der
Lander in Bereichen ihrer Gesetzgebungszustandigkeit eine ausschliel3liche ist;
das BVerfG hatte damit letztlich jene ,bundesstaatliche Zentralfrage“®® zu ent-
scheiden, zu deren pragmatischer Bewaltigung im Jahr 1957 das Lindauer Ab-
kommen geschlossen worden ist, und

e CETA musste Regelungen uber Gegenstéande treffen, fur welche die Lander die
ausschlief3liche Gesetzgebungszustandigkeit besitzen.

Nur wenn das BVerfG all jene Voraussetzungen als gegeben ansédhe, stiinde fest,
dass der Bund durch seine Beteiligung am Vertragsschluss gegen Art. 32 Abs. 3 GG
verstol3en hatte, was die Verfassungswidrigkeit eines entsprechenden Zustimmungs-
gesetzes nach sich zoge.

C. Ergebnis

Die Begutachtung der aufgeworfenen Fragen hat zusammenfassend folgende Ergeb-
nisse erbracht:

e Die Bundesrepublik Deutschland darf das CETA-Abkommen ohne Zustimmung
der einzelnen Lander abschlieBen. Art. 32 GG in Verbindung mit dem Lindauer
Abkommen findet, soweit es die vorliegend betrachteten Sachbereiche angeht,

" Dazu Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG, 7. Aufl. 2014, Art. 32 Rn. 39 m. w. N.

8 3. nur Nettesheim, in: Maunz/Diirig, GG, Art. 32 (2007) Rn. 73; Wollenschlager, in: Dreier (Hrsg.),
GG, Band Il, 3. Aufl. 2015, Art. 32 Rn. 42.

8 Dazu oben A. 1.2.

% Dazu eingangs unter A.

% Schweitzer/Dederer, Staatsrecht I11, 11. Aufl. 2016, Rn. 307.
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auf den Abschluss des CETA-Abkommens keine Anwendung, sondern wird
von Art. 23 Abs. 2 S. 1, 4-6 GG verdrangt, so dass eine Beteiligung der Lander
lediglich Gber den Bundesrat nach den MalRgaben dieser Vorschrift zu erfolgen
hat.

e Eine gegen ein etwaiges Zustimmungsgesetz des Bundes zum CETA-
Abkommen gerichtete Normenkontrolle der Landesregierung zum Bundesver-
fassungsgericht wegen einer Verletzung des Art. 32 Abs. 3 GG wére zwar zu-
l&ssig; die Erfolgsaussichten in der Sache waren indes nach Einschétzung des
Wissenschaftlichen Dienstes dul3erst gering.

FUr Rickfragen stehen wir Innen gern zur Verfigung.

Mit freundlichen GrilRen

Fur den Wissenschaftlichen Dienst

gez. Dr. Mathias Schubert

18



	A. Erfordernis der Zustimmung der Bundesländer zum Abschluss von CETA
	I. Grundsätzliche Anwendbarkeit des Art. 32 GG i.V.m. dem Lindauer Abkommen
	1. CETA als gemischtes Abkommen
	2. Verhältnis von Art. 32 GG und Art. 23 GG im Fall des Abschlusses gemischter Abkommen
	a) Mitwirkung in Angelegenheiten der Europäischen Union (Art. 23 Abs. 2, 4-6 GG)
	b) Übertragung von Hoheitsrechten auf die EU (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG)?

	3. Zwischenergebnis

	II. Eingriff in ausschließliche Gesetzgebungskompetenzen der Länder durch CETA
	1. Sachbereich Kultur
	2. Sachbereich Bildung 
	3. Sachbereich Pressewesen


	B. Erfolgsaussichten einer Normenkontrolle gem. Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG gegen ein Zustimmungsgesetz des Bundes
	C. Ergebnis



